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ID: 1008 
 

Eingereicht am: 
17.09.2021 

Verfahrensname: Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan 9 Betrieb Bornholdt; 
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB - § 4 (1) BauGB 
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen 
Abteilung: Regionalentwicklung 
Name: Hannes Lyko 
Im öffentlichen Bereich anzeigen: Nein 

Dokument: Gesamtstellungnahme 

Stellungnahme des Kreises: 

mit Schreiben vom 27.08.2021 haben Sie 
mich als Behörde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
frühzeitig am Verfahren zur Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 9 
der Gemeinde Pahlen beteiligt. 

 

Ziel der Planung ist es die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Sicherung und Entwicklung eines 
bestehenden Baubetriebes zu schaffen. In 
diesem Rahmen soll zudem die Möglichkeit 
eines Betriebsleiterwohnhauses geschaffen 
werden. 

 

Die Ansiedlung bzw. Erweiterung 
ortsangemessener und ortsansässiger 
Betriebe entspricht den raumordnerischen 
Vorgaben. Seitens des Kreises bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung. Ich bitte aber darum, die 
nachfolgenden Hinweise sowie die Hinweise 
der intern beteiligten Fachbehörden und 
Dienststellen im weiteren Planungsprozess 
zu berücksichtigen. 

 

Da es sich bei der vorliegenden Planung um 
eine Erweiterung eines bestehenden 
Betriebes handelt und die entsprechenden 
Flächen zudem bereits im 
Flächennutzungsplan als Bauflächen 
dargestellt werden, ist eine vertiefende 
Standortalternativenprüfung entbehrlich. 

 

Die Planung erfolgt im Rahmen eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Grundsätzlich sind die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes am konkreten Vorhaben 
zu orientieren und sollen hierbei lediglich 
geringfügige plausible 
Erweiterungsmöglichkeiten berücksichtigen. 
Insofern bedarf meinerseits die geplante 
Festsetzung der Baugrenzen einer 
zusätzlichen Erläuterung. Aktuell umfassen 

 



Amt Kirchspielslandgemeinden Eider - Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan 9  "Betrieb Bornholdt" - 
Abwägungstabelle, erstellt am 18.08.2022 

2/2 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung 

die Baugrenzen das gesamte Grundstück 
und differenzieren somit kaum zwischen 
bebaubaren und unbebaubaren Flächen. 
Ggf. sollten die Baugrenzen in einigen 
Bereichen an das konkrete Vorhaben 
angepasst werden. 

 

Hinsichtlich des geplanten 
Betriebsleiterwohnhauses ist darauf 
hinzuweisen, dass betriebsbezogenes 
Wohnen nur zulässig ist, wenn es für die 
betrieblichen Belange objektiv sinnvoll ist, 
dass ein Betriebsleiter/Betriebsinhaber 
dauerhaft Anwesenheit ist. Zudem muss das 
betriebsbezogene Wohnen eindeutig einem 
gewerblichen Betrieb zugeordnet sein und 
diesem in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sein. Diese Zusammenhänge 
sollten dementsprechend im Rahmen der 
Begründung dargelegt werden. 

 

Hinweise der Denkmalschutzbehörde 

Aus Sicht der unteren 
Denkmalschutzbehörde bestehen keine 
Bedenken gegen die o.a. Maßnahme. 

In dem betroffenen Gebiet sind zurzeit keine 
archäologischen Denkmale bekannt und es 
befindet sich kein archäologisches 
Interessensgebiet in der unmittelbaren 
Umgebung. 

 

 

Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Hannes Lyko 

 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung 
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Nr.: 1005 Details
eingereicht am: Verfahrensschritt: Beteiligung TöB - § 4 (2) BauGB
06.10.2022 Einreicher*in/Institution:Kreisverwaltung Dithmarschen

Name des/der Einre-
icher*in:

Hannes Lyko

Abteilung: Brandschutzdienststelle
Adresse: Stettiner Straße 30 25746 Heide
Im öffentlichen Bere-
ich anzeigen:

Nein

Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
Gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes k.A.
entsprechend den hier vorgelegten Antragsunter-
lagen können Bedenken hinsichtlich des vorbeu-
genden Brandschutzes unter Beachtung folgender
Punkte zurückgestellt werden:
Hinweis 1
Für das Bebauungsgebiet ist eine Löschwasserver-
sorgung von mindestens 96m³/h über zwei Stunden
dauerhaft vorzuhalten.
Die Löschwasserentnahmestelle für den Erstan-
griff der Feuerwehr (mind. 48 m³/h) darf zur Sich-
erstellung wirksamer Löscharbeiten nicht weiter
als 75 m Luftlinie (maximal 80-120 m verlegte
Druckschlauchleitung über eine gesicherte Wegführung)
von den jeweiligen vom Objekt entfernt liegen. Die
gesamte Löschwassermenge muss innerhalb eines
Umkreises von 300m nachgewiesen werden.
Die Lage der Löschwasserentnahmestellen (Hy-
dranten, o.ä.) sind mit der Brandschutzdienst-
stelle des Kreises Dithmarschen abzustimmen. Die
örtliche Feuerwehr wird von der Brandschutzdienst-
stelle beteiligt.
Hinweis 2
Um baurechtlich Gebäude innerhalb der Baugren-
zen zu errichten, bei denen der 2. Rettungsweg
über tragbare Leitern der Feuerwehr führt (vgl. § 5
Landesbauord-nung SH), ist eine Feuerwehrbewe-
gungsfläche (7 m x 12 m) in maximal 50 m Entfer-
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nung vom hinteren Teil eines Gebäudes im öf-
fentlichen Verkehrsraum zu erstellen.
Ist dies nicht möglich, ist eine Feuerwehrzufahrt und
eine Feuerwehrbewegungsfläche auf dem Gelände
vorzusehen.
Die Zufahrt und die Bewegungsfläche müssen den
Mindestanforderungen der DIN 14090 genügen.
Hinweis 3
Bei der Verwendung von Sperrvorrichtungen im
Verlauf der Flächen für die Feuerwehr ist die bei
der Feuerwehr eingeführte Schließung für Feuer-
wehrverschlüsse gemäß DIN 3223 (Feuerwehrdreikant
M12) zu verwenden.
Bei Verwendung anderer Schließtechniken sind
diese vor Beginn der Bauarbeiten mit der Brand-
schutzdienststelle des Kreises Dithmarschen abzus-
timmen.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Matthias Scheel
Kreisbrandschutzingenieur
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ID: 1007 
 

Eingereicht am: 
17.09.2021 

Verfahrensname: Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan 9 Betrieb Bornholdt; 
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB - § 4 (1) BauGB 
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen 
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde 
Name: Hannes Lyko 
Im öffentlichen Bereich anzeigen: Nein 

Dokument: Gesamtstellungnahme 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken. 

In der vorläufigen Planzeichnung wird ein 
Teilabschnitt des östlichen Knicks als 
„Wallhecke“ bezeichnet. Aufgrund dieser 

Bezeichnung gehe ich davon aus, dass hier 
eine Entwidmung des besagten 
Knickabschnitts vorgenommen wird, was ich 
begrüße. Ich empfehle, auch die restlichen 
im Plangebiet befindlichen Knicks zu 
entwidmen, um zukünftigen 
Beeinträchtigungen der Knicks, z.B. durch 
Ablagern von Materialien, vorzubeugen. 

Im Text (Teil B) zum Bebauungsplan steht 
unter Punkt 3, dass im Knickschutzstreifen 
offene Einfriedungen zulässig sind. Ich weise 
darauf hin, dass gemäß dem Knickerlass 
(Durchführungsbestimmungen zum 
Knickschutz, Erlass des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-
Holstein) die Errichtung von Zaunelementen 
in einem Abstand von mindestens einem 
Meter zum Knickwallfuß zulässig ist. Sollte 
keine Entwidmung der restlichen Knicks 
vorgenommen werden, empfehle ich eine 
Einfriedung der Knicks im Plangebiet 
vorzunehmen, um den Knickschutzstreifen 
zu markieren und die Wahrscheinlichkeit von 
eintretenden Beeinträchtigungen zu 
minimieren. 

Es ist eine Bestandsaufnahme der Biotope 
im Plangebiet vorgesehen. Diese sollte auf 
der Grundlage der aktuellen Kartieranleitung 
für die Biotopkartierung in Schleswig-Holstein 
erfolgen. Da unter anderem Grünland 
überplant wird, ist vor allem auf das 
Vorkommen von Wertgrünland zu prüfen. 
Hier sei empfohlen, die Prüfung zu einem 
geeigneten Zeitpunkt im Jahr vorzunehmen 
(z.B. im Spätfrühling). Zudem ist das 
Plangebiet auf das Vorkommen von 
artenreichen Steilhängen zu prüfen, da in 
den Kartengrundlagen im Plangebiet 
Böschungskanten erkennbar sind. 

Es ist die Erstellung eines Umweltberichts 
geplant, in dem auch Aussagen über die 
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Eingriffs-/Ausgleichsregelung und zur 
Eingriffsvermeidung/-minimierung zu treffen 
sind. Inhalt und Aufbau des Umweltberichts 
sollten sich an Anlage 1 zum BauGB 
orientieren. Der geplante Ausgleich ist 
hinreichend konkret und nachprüfbar 
darzulegen. Die Bilanzierung sollte auf der 
Grundlage des gemeinsamen Runderlasses 
(Verhältnis der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung zum Baurecht vom 09. 
Dezember 2013) erfolgen. 

Des Weiteren weise ich darauf hin, dass die 
Zeichenerklärung des Vorhaben- und 
Erschließungsplans der Planzeichnung 
entsprechen sollte. Außerdem befindet sich 
im Vorentwurf der Begründung (Seite 1) ein 
Zahlendreher – das Plangebiet befindet sich 
auf Flurstück 117, nicht 177. 

 



Amt Kirchspielslandgemeinden Eider - Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan Nr. 9 - Betrieb Bornholdt
Ausgedruckt am 03/04/2023, 09:41

Abwägungstabelle | Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan Nr. 9 -
Betrieb Bornholdt | BOB-SH Bauleitplanung

Nr.: 1007 Details
eingereicht am: Verfahrensschritt: Beteiligung TöB - § 4 (2) BauGB
06.10.2022 Einreicher*in/Institution:Kreisverwaltung Dithmarschen

Name des/der Einre-
icher*in:

Hannes Lyko

Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Adresse: Stettiner Straße 30 25746 Heide
Im öffentlichen Bere-
ich anzeigen:

Nein

Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
Hinsichtlich der Aufstellung des vorhabenbezoge- k.A.
nen Bebauungsplans Nr. 9 der Gemeinde Pahlen
bestehen von Seiten der unteren Naturschutzbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken.
Bilanzierung
Gemäß der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung auf
S.11 des Begründungsentwurfs soll ein Teil der
Kompensation über das Bereitstellen einer Ausgle-
ichsfläche im Norden des Flurstücks erbracht wer-
den und ein Teil über Ökopunkte. Beim Kreis Dith-
marschen sind vorsorglich 560 Ökopunkte auf dem
angegebenen Ökokonto 680.01/2/4/134 reserviert.
Eine Kompensationsvereinbarung liegt zum jetzigen
Zeitpunkt nicht vor und muss nachgereicht werden.
Knicks
Es soll Knick im Zuge der Bauleitplanung entwidmet
werden sowie ein Knickdurchbruch für die Errich-
tung einer Zufahrt erstellt werden. Das Entwidmen
von Knicks im Geltungsbereich von Bebauungsplä-
nen wird von der unteren Naturschutzbehörde be-
grüßt. Es wurde der nötige Knickausgleich korrekt
mit 93 m ermittelt.
Auf S. 12 des Begründungsentwurfs steht, dass der
Ausgleich über eine ergänzende Kompensations-
maßnahme im Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde
Pahlen geregelt werden soll. Außerdem steht auf
S. 57 geschrieben, dass das Errichten eines Red-
ders mit der unteren Naturschutzbehörde bereits

1
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abgestimmt wurde und erfolgt sein soll. Eine Ab-
stimmung mit der UNB über diesen Ausgleich hat je-
doch noch nicht abschließend stattgefunden. Es hat
mich heute (05.10.22) der Antrag auf Knickdurch-
bruch/ -entwidmung mit Angaben zum Ausgleich er-
reicht. Die Bearbeitung des Antrags kann ich je-
doch zeitlich nicht mehr vor meiner Stellungnahme
vornehmen. Die Aussage, ob die Genehmigung auf
dieser Grundlage in Aussicht gestellt werden kann,
kann ich somit gegenwärtig nicht beantworten.
Ausgleichsfläche/ Insektenschutz
Aus dem artenschutzfachlichen Beitrag geht hervor,
dass sich auf dem überplanten Gelände nach Bun-
desartenschutzverordnung speziell geschützte In-
sekten befinden (Feuerfalter, Dickkopffalter, Bläulinge,
Blutbiene, Wildbienen und Hummeln). Es wird
im Fachbeitrag empfohlen, für das Wegfallen des
Habitats im Norden des Flurstücks 117, Flur 2
der Gemarkung Pahlen als Ausgleichsfläche eine
Grünlandfläche (Aushagerung durch Mähen/ Bewei-
dung) zu entwickeln. Auf der Fläche sollen außer-
dem offene Bereiche geschaffen werden, indem der
Mutterboden abgeschoben und Sand aufgeschüttet
wird.
Die Fläche wurde in der Biotoptypenkartierung als
Ruderalfläche aufgenommen (Anlage 1 zum arten-
schutzfachlichen Beitrag). Somit befindet sie sich
bereits in der Sukzession. Eine Festschreibung
der Ausgleichsfläche als Sukzessionsfläche mit dem
Ziel einer langfristigen Waldbildung ist daher ökolo-
gisch sinnvoller als die Aufnahme einer Nutzung (in
Form von Grünlandbewirtschaftung), auch in Anbe-
tracht des angrenzenden Pionierwaldes. Darüber
hinaus wären das Abtragen des Bodens auf einer
Fläche von mindestens 500 m² zur Erzeugung
von Offenbereichen für Insekten sowie das an-
schließende Aufschütten mit Sand sehr wahrschein-
lich genehmigungspflichtige Eingriffe (Aufschüttun-
gen/ Abgrabungen über 30 m³) und wären daher ab-
wegig, da dies als Ausgleich gedacht wäre. Damit
geht die Ausgleichsmaßnahme für die Insekten ver-
loren. Da diese keine europarechtlich geschützten
Arten sind, ist dies gem. § 44 (5) BNatSchG kein
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artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand. Dass ein
Ausgleichshabitat für die Insekten geschaffen wer-
den sollte, wird begrüßt – die Umstände vor Ort
sprechen jedoch gegen die vorgeschlagene Umset-
zung. Für die vorgeschlagene Ausgleichsfläche soll
also aus den genannten Gründen die Entwicklung
als Sukzessionsfläche und nicht als Grünland vorge-
sehen werden.
Auf Luftaufnahmen sind regelmäßig Aufschüttungen
auf dieser Fläche zu erkennen. Diese sind voll-
ständig zu beseitigen.
Gehölzbeseitigungen
Es wird empfohlen, die artenschutzrechtliche Ver-
meidungsmaßnahme (Bauzeitenregelungen für die
Gehölzbeseitigung) auf der Grundlage von § 9 Abs.
1 Nr. 20 BauGB als textliche Festsetzung in „Text
(Teil B)“ aufzunehmen. Hilfsweise könnte ein Hin-
weis zu den artenschutzrechtlichen Vermeidungs-
maßnahmen auf der Planausfertigung abgedruckt
werden.
Auf S. 34 sowie S. 53 des Begründungsentwurfs
steht, dass bei Eingriffen in Gehölze innerhalb
der Fällfrist, also innerhalb des Verbotszeitraums,
das Benehmen mit der unteren Naturschutzbe-
hörde herzustellen sei. Zur Klarstellung wird da-
rauf hingewiesen, dass hierfür eine Genehmigung
der unteren Naturschutzbehörde beantragt wer-
den muss. Es ist nicht ausreichend, die untere
Naturschutzbehörde lediglich über mögliche Gehölzbe-
seitigungen innerhalb der Fällfrist zu informieren.
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ID: 1000 
 

Eingereicht am: 
30.08.2021 

Verfahrensname: Gemeinde Pahlen - vorhabenbezogener B-Plan 9 Betrieb Bornholdt; 
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB - § 4 (1) BauGB 
TöB (Institution): LLUR-Flensburg (Außenstelle Nord) 
Abteilung: LLUR Nord / UFB Flensburg 
Name: Dietmar Steenbuck 
Im öffentlichen Bereich anzeigen: Nein 

Dokument: Gesamtstellungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nördlich an das Plangebiet grenzt eine 
Waldfläche, zu der Bauvorhaben gemäß §24 
LWaldG einen 30m Abstand einhalten 
müssen. Sofern seitens des Brandschutzes 
keine Bedenken bestehen, kann aus Sicht 
der unteren Forstbehörde der Abstand auf 
die vorgesehenen 27 m unterschritten 
werden, da es sich um einen kleinen, 
weniger waldbrandgefährdeten Wald handelt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dietmar Steenbuck 
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Nr.: 1002 Details
eingereicht am: Verfahrensschritt: Beteiligung TöB - § 4 (2) BauGB
29.09.2022 Einreicher*in/Institution:LLUR-Flensburg (Außenstelle Nord)

Name des/der Einre-
icher*in:

Dietmar Steenbuck

Abteilung: LLUR Nord / UFB Flensburg
Adresse: Bahnhofstraße 38 24937 Flensburg
Im öffentlichen Bere-
ich anzeigen:

Nein

Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
Sehr geehrte Damen und Herren, k.A.
nördlich an das Plangebiet grenzt eine Waldfläche,
zu der Bauvorhaben gemäß § 24 LWaldG einen 30m
Abstand einhalten müssen. Gegen die Unterschre-
itung des Abstandes auf 27m bestehen seitens der
unteren Forstbehörde keine Bedenken.
Mit freundlichen Grüßen
Dietmar Steenbuck

1
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Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Pahlen

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die vorgelegte Planung bestehen aus immissionsschutzrechtlicher
Sichterhebliche Bedenken. Aufgrund der angrenzenden Wohnbebauung wird mit dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan erstmals ein Konflikt geschaffen, da zukünftig
gewerblich genutzte Gebiete und zum Wohnen dienende Gebiete unmittelbar
aneinandergrenzen; somit wird der in der Bauleitplanung geforderte Trennungsgrundsatz
des § 50 BImSchG nicht hinreichend berücksichtigt. Es fehlt an der Darstellung von
Lösungsmöglichkeiten: Zur Gebietseinstufung Bebauung westlich des Vorhabengebietes:

Vorweg wird darauf hingewiesen, dass der im Plangebiet gelegene gewerbliche Betrieb
derzeit über eine Baugenehmigung zur ausschließlichen Lagerung von Baumaterialien
und Baumaschinen in Lagerhallen verfügt.

Dem LLUR liegt das im Rahmen der Zulassung ergangene Urteil 2A 224/12 des
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichtes vor. In diesem beurteilt es die
bauplanungsrechtliche Situation wie folgt: Nach Einschätzung des Gerichtes handelt es
sich bei dem im Innenbereich (§ 34 BauGB) gelegenen Baugebiet westlich des
Vorhabengebietes und nördlich der Hauptstraße – aufgrund der vorgefundenen
Nutzungen - um ein allgemeines Wohngebiet und nicht wie im Schallgutachten
angenommen um ein Mischgebiet. Der Gewerbebetrieb befindet sich im Außenbereich.
Dieser Einschätzung folgt das LLUR.



- 2 -

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll der Vorhabenstandort vom
Außenbereich in einen beplanten Bereich überführt werden. Die Nachbarschaft wird somit
zukünftig nicht mehr an den Außenbereich angrenzen. Das geplante Vorhaben
unterscheidet sich jedoch in seiner Ausdehnung und seinem Emissionsverhalten deutlich
von dem bislang genehmigten. Zukünftig sollen in dem Plangebiet nicht nur eine
Lagerung, sondern auch eine Bauschutt-/Abfallaufbereitung sowie umfangreiche
Freiflächentätigkeiten stattfinden. Diese wären nach Einschätzung des LLUR nur in einem
Gewerbegebiet zulässig, wie es bereits in der vorgesehenen F-Planänderung angedacht
ist.

Insofern wird mit der vorgelegten Planung nun erstmals ein Konflikt durch das unmittelbare
Aneinandergrenzen von gewerblichen neben wohnbaulichen Flächen geschaffen.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass eine Gemengelage aufgrund der bisherigen
ausschließlichen Hallenlagerung bislang nicht vorlag. Die bisherigen Tätigkeiten waren
schalltechnisch unkritisch für die angrenzende Wohnbebauung, WA-Werte zur Tagzeit
konnten mit den genehmigten Tätigkeiten („Neubau einer Lagerhalle sowie einer
Maschinenhalle für das landtechnische Lohnunternehmen Bornholdt GmbH“) ohne
besondere Nebenbestimmungen sicher eingehalten werden. Ein Nachtbetrieb vor 06.00
Uhr war nicht genehmigt.

Der Schutzanspruch der angrenzenden Wohngebäude, die im schalltechnischen
Gutachten als IO 2 bis 5 benannt sind, ist demnach mit 55/40 dB(A) anzusetzen.
Ruhezeiten sind zu berücksichtigen.

Mit den bisher betrachteten Tätigkeiten können diese Werte jedoch nicht an allen IOs
eingehalten werden, so dass in der Überarbeitung des Gutachtens (siehe unten) weitere
Schallschutzmaßnahmen aufzuzeigen sind.

Überschreitung Spitzenpegel IO1:

Die Überschreitung des Spitzenpegels (+6 dB) am IO1 bei nächtlichen LKW-Abfahrten ist
durch eine der beiden im schalltechnischen Gutachten (S. 6 Bewertung der Geräusche
nächtlicher Lkw-Abfahrten) beschriebenen Maßnahmen (verbindliche Aufgabe
Wohnnutzung bzw. alternative Zufahrt) abschließend zu regeln. Soweit dies nicht möglich
ist, ist ein nächtliches Fahrverbot für LKW/Traktoren festzusetzen.

Brecherbetrieb:

Dem Brecherbetrieb als seltenes Ereignis kann vorliegend nicht zugestimmt werden ohne
weitere Maßnahmen nach dem Stand der Lärmminderungstechnik (siehe Nr. 7.2 TA Lärm)
zu ergreifen. Hierzu kann unter anderem die Errichtung einer weiteren Lärmschutzwand
dienen.

Zu dem Schalltechnischen Gutachten:

Die Tätigkeiten auf der Wirtschafts- und Lagerfläche in den Teilgebieten 1 und 2 sind
genauer darzustellen (Es fehlt z.B. im Lageplan die Emissions-Flächenquelle für die
Umschlagtätigkeiten). Da es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt,
sollte die Nutzung der Freiflächen detaillierter untersucht werden. So hat es
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Auswirkungen, wenn z.B. die Schüttguttätigkeiten im Bereich angrenzend zur
Wohnbebauung durchgeführt werden oder Schüttgutboxen hier aufgestellt werden sollen.
Eine Verteilung der Tätigkeiten über die Gesamtfläche könnte die Emissionen
„verschmieren“, wodurch die Immissionen zu niedrig berechnet werden. Hier sollte noch
einmal eine Detailabstimmung zwischen dem Vorhabenträger und dem Sachverständigen
auf Grundlage des Vorhabenplanes bzw. des Freiflächenplanes mit den dort vorgesehnen
Tätigkeiten (welche Maschinen werden wo wie lange eingesetzt?) stattfinden. Für die
kurzzeitigen Geräuschspitzen ist nicht nachvollziehbar dargestellt, wo diese angesetzt
wurden. Hierzu sind die angenommenen Punktquellen anzugeben.

Ggf. weitere zu berücksichtigende Schallquellen:

Für das LLUR war noch nicht nachvollziehbar, wo die Reinigung der LKWs und
Baufahrzeuge stattfindet (Einsatz eines Hochdruckreinigers?).

Vergleichbare Baufirmen verfügen in der Regel über Containerstellflächen. Wo sind diese
auf der geplanten Fläche vorgesehen, wie häufig werden diese gewechselt?

Zu dem vorgelegten Staubgutachten:

Hinweis: Die Sachverständige leitet den Schutzanspruch aus dem Flächennutzungsplan
ab. Dieser ist diesbezüglich jedoch nicht maßgeblich.

Die zentralisierte Lage der Staubquellen entspricht nicht einer möglichen Nutzung, die sich
aus dem B-Plan ergeben könnte. So werden keine Emissionen im nordöstlichen
Plangebiet angrenzend zur Wohnbebauung vorgesehen. Der Schallsachverständige hat
hier Radladertätigkeiten betrachtet. Bzgl. der jährlichen Umschlagleistung geht die
Luftsachverständige von je 3.000 t /a (entsprechend 14 t am Tag bei 4.992
Betriebsstunden) Bauschutt aus, - der geplante Brecherumsatz soll im Übrigen bei 20.000
t liegen, es müsste sich in den Ansätzen die gleiche In- und Outputmenge finden -, der
Schallsachverständige berücksichtigt am Tage je 20 abkippende bzw. aufnehmende
LKWs; setzt man eine Ladung mit 20 t an, so ergäbe das bereits eine Umschlagleistung
von 400 t am Tage. Die Luftsachverständige berücksichtigt in ihren Ansätzen nur je vier
an- und abfahrende LKWs am Tage, der Schallsachverständige berücksichtigt weiterhin
35 pendelnde LKWs. Insofern erscheint es dem LLUR als wenn die Annahmen in dem
Staubgutachten unterschätzen. Es wird empfohlen, dass sich beide Sachverständige zum
aktuellen Planungsstand austauschen und ihre Gutachten ggf. aktualisieren. Auf jeden Fall
bedarf es einer nachvollziehbaren Herleitung für die in den Gutachten getroffenen
Annahmen zu den Umschlag- und Lagerkapazitäten.

Hinweis: Da es sich bei dem Brecher bereits um eine Abfallbehandlungsanlage handelt
und da nach den im Staubgutachten genannten Abfalllagerkapazitäten für Bauschutt und
Recyclingmaterial zu prüfen ist, ob hier eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung
erforderlich ist, ist das zuständige Dezernat 73 des Landesamtes für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein in Flintbek in diesem
Bauleitplanverfahren zu beteiligen.

Vorhaben- und Erschließungsplan bzw. Planzeichnung:
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Die Lärmschutzwand im südlichen Bereich, die Fläche für den Brecherbetrieb und die
einzelnen Halden im Bereich der nördlichen Lagerfläche sind zu ergänzen. Eine ggf.
weitere erforderliche Lärmschutzwand für das Teilgebiet 3 (siehe oben) ist ebenfalls zu
ergänzen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Planzeichnung, wie auch die Festsetzung und die
Begründung für die Teilfläche „nur“ von einer Lagerfläche sprechen, die vorgesehene
Abfallbehandlung durch einen Brecher findet sich nur im Schallgutachten sowie in der
Luftimmissionsprognose. Damit später eine bauplanungsrechtliche Zulassung erfolgen
kann und der Planungswille der Gemeinde erkennbar ist, sollte die Bezeichnung bzw.
Festsetzung ergänzt werden um „Lager und Bearbeitung“.

Der vorliegende Konflikt zwischen der Wohnbebauung und dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 9 ist im Rahmen der Bauleitplanung zu lösen und kann nicht in das
Genehmigungsverfahren verschoben werden, daher sind der VEB und die
Schallgutachten entsprechend zu überarbeiten. Die Begründung wäre anzupassen.

Für ein Abstimmungsgespräch gemeinsam mit unserem Abfalldezernat steht das LLUR
gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Maas Peter Peters
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nachrichtlich: 
Landrat des Kreises Dithmarschen 
FD Bau, Naturschutz und Regionalentwicklung 
Stettiner Straße 30 
25746 Heide 
 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten 
Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs vom 12. November 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 808) 
 
• Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 9  
 
der Gemeinde Pahlen 
 
hier: Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§4 Abs. 2 BauGB 
 
Sehr geehrter Herr Maaßen, 
 
mit Schreiben vom 14.09.2022 haben Sie uns erneut über die von der Gemeinde Pahlen 
geplante Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 9 informiert und 
Planungsunterlagen vorgelegt. 
 
Planungsziel für die ca. 1,4 ha große Fläche ist es weiterhin, eine bestehende, bisher nicht 
genehmigte Betriebsstätte eines Baubetriebes planungsrechtlich abzusichern und deutlich 
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zu erweitern sowie ein Betriebsleiterwohnhaus zu ermöglichen und eine weitere 
Lagerfläche zu errichten. 
 
Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan durch der 7. Änderung bereits als Mischgebiet und 
Sondergebiet -Lager- ausgewiesen. Zur Umsetzung der Planungsziele bedarf es einer 
Änderung des Flächennutzungsplans.  
Mit der 14. Änderung des Flächennutzungsplans soll der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans sowie der gewerblich geprägte Bereich südlich der Hauptstraße als 
gewerbliche Baufläche ausgewiesen werden. 
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 
(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum 
IV (RPl IV; Amtsblatt Schl.-H. 2005 Seite 295). 
 
Die Planung war bereits Gegenstand einer landesplanerischen Stellungnahme vom 
12.10.2021. Gegenüber der damals vorgelegten Planung wurde der Geltungsbereich im 
Norden um das Teilgebiet 3 erweitert. Das Teilgebiet 3 wird bereits als Lagerfläche für 
Schüttgüter, insbesondere zur Zwischenlagerung von Bauschutt und Recyclingmaterial, 
genutzt. Die Fläche war in der damals vorgelegten Planung bereits in der Begründung 
enthalten, nicht jedoch in der Planzeichnung.  
 
Es wird bestätigt, dass gegen die o. g. Bauleitplanung der Gemeinde Pahlen weiterhin 
keine raumordnerischen Bedenken bestehen; insbesondere stehen Ziele der 
Raumordnung den damit verfolgten Planungsabsichten nicht entgegen. 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 
die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 
Stellungnahme nicht verbunden. 
 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht wird auf 
Folgendes hingewiesen: 
 

• Nach dem Grundsatz des Vorrangs der Innenentwicklung gem. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB und § 1a Abs. 2 BauGB sind im Rahmen einer Standortalternativenprüfung 
für eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung zuerst mögliche 
Innenentwicklungspotenziale zu prüfen, bevor neue Flächen im Außenbereich 
ausgewiesen werden. Sofern keine Flächen im Innenbereich verfügbar sind, ist bei 
der Neuausweisung von Flächen im Außenbereich auf eine abrundende und 
arrondierende Siedlungsergänzung zu achten. Die Prüfung ist in der Begründung 
nachvollziehbar darzulegen. Die Anforderungen des § 1a Abs. 2 BauGB sind in der 
Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 
Die bisherige Prüfung der Standortalternativen entspricht nicht den zuvor 
beschriebenen Anforderungen an eine ergebnisoffene Alternativenprüfung anhand 
städtebaulicher Kriterien, insbesondere unter dem Aspekt des 
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Trennungsgrundsatzes und dem damit verbundenen Schutzanspruch der 
vorhandenen Wohnbebauung. 
Es wurden keine konkreten Alternativflächen geprüft, sondern lediglich ein 
konkreter Standort (9.5 Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten) definiert. 
Bisher besteht im Geltungsbereich kein genehmigter gewerblicher Betrieb, daher 
besteht auch keine Standort(vor)bindung und eine gemeindeweite, ergebnisoffene 
Alternativenprüfung ist durchzuführen.  
 

• Des Weiteren sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu berücksichtigen. Immissionen, die durch den Straßen- und Tiefbaubetrieb auf die 
umliegende Wohnnutzung einwirken könnten, wären im Hinblick auf die 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse i. S. des § 
1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB bei der Abwägung von Standortalternativen als öffentlicher 
Belang zu berücksichtigen. 
Aufgrund der im Rahmen der Behördenbeteiligung zugegangenen 
Verfahrensunterlagen und des Fehlens des zum Verfahren gehörenden 
Durchführungsvertrages nach § 12 BauGB sowie entsprechender Darstellungen in 
der Planzeichnung ist nicht ersichtlich, wie die Gemeinde die Vorgaben des 
Schallgutachtens zur Minimierung der Schallimmissionen für die umliegende 
Wohnbebauung im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung durch geeignete 
Festsetzungen entsprechend berücksichtigt. Die Festsetzung eines Knicks 
zwischen dem Betriebsgelände und der schützenswerten Wohnbebauung dürfte 
nicht den im Gutachten berechneten mindestens 5,5 m hohen und 65 m langen zu 
errichtenden Lärmschutzbauwerk entsprechen. 
Bereits auf der Ebene des Flächennutzungsplans ist der Nachweis der 
Verträglichkeit der gewerblichen Nutzung mit seinem Umfeld zu erbringen.  
Es wird aus Gründen der Rechtssicherheit empfohlen, die Planzeichnung und die 
textlichen Festsetzungen entsprechend den Vorgaben des Schallgutachtens zu 
konkretisieren. 
 
Neben den gewerblichen Schallemissionen sind weiterhin die auf der Lagerfläche 
entstehenden Staub und sonstigen Emissionen zu prüfen. 

 
 
gez. Astrid Dickow 
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Nr.: 1003 Details
eingereicht am: Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB - § 4 (1) BauGB
02.09.2021 Einreicher/TöB: Wasserverband Norderdithmarschen

Name des Einreich-
ers:

Michael Schwarz

Abteilung: Keine Abteilung
Im öffentlichen Bere-
ich anzeigen:

Nein

Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 9 „Be- k.A.
trieb Bornholdt“ für das Gebiet „Hauptstraße 62,
westlich des Grundstückes Hauptstraße 56, 56
a, 58 und 60 sowie westlich des großen Park-
platzes Pahlazzo“
Hier: Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1
BauGB
Sehr geehrte Damen und Herren,
vom Inhalt des obigen Schreibens sowie den beige-
fügten Planunterlagen haben wir Kenntnis genom-
men.
Wir weisen Darauf hin, dass Feuerlöscheinrichtun-
gen nicht in den Zuständigkeitsbereich des Wasserver-
bandes Norderdithmarschen fallen, sondern Auf-
gabe der Gemeinde Pahlen sind. Für das geplante
Gebiet kann nicht sichergestellt werden, dass Hy-
dranten im ausreichenden Umfang vorhanden sind.
Zusätzliche Hydranten sind nicht vorgesehen.
Wir erklären, dass wir zu dem hier vorgelegten En-
twurf des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde
Pahlen keine weiteren Anregungen und Bedenken
haben.
Freundliche Grüße
Im Auftrag
Michael Schwarz
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Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 9 „Be- k.A.
trieb Bornholdt“ für das Gebiet „Hauptstraße 62,
westlich des Grundstückes Hauptstraße 56, 56
a, 58 und 60 sowie westlich des großen Park-
platzes Pahlazzo“
Sehr geehrte Damen und Herren,
vom Inhalt des obigen Schreibens sowie den beige-
fügten Planunterlagen haben wir Kenntnis genom-
men.
Wir weisen Darauf hin, dass Feuerlöscheinrichtun-
gen nicht in den Zuständigkeitsbereich des Wasserver-
bandes Norderdithmarschen fallen, sondern Auf-
gabe der Gemeinde Pahlen sind. Für das geplante
Gebiet kann nicht sichergestellt werden, dass Hy-
dranten im ausreichenden Umfang vorhanden sind.
Zusätzliche Hydranten sind nicht vorgesehen.
Sämtliche entstehenden Kosten für unsere Leistun-
gen müssen vom Privaten Vorhabenträger dieser
Maßnahme übernommen werden.
Wir erklären, dass wir zu dem hier vorgelegten En-
twurf des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde
Pahlen keine weiteren Anregungen und Bedenken
haben. Dies gilt auch für die öffentliche Auslegung
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB.
Freundliche Grüße
Im Auftrag
Michael Schwarz
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